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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Auttrit als Vorsitzenden und den Richter Dr. Dajani als Beisitzer Uber
die Beschwerde des XXXX, StA. Russische Foderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 08.01.2013, FZ. 11
14.787-BAL, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemaR 88 3 Abs. 1, 8 Abs. 1 Z 1 und 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 idF BGBI. |
38/2011 als unbegriindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang und Sachverhalt:

Der minderjahrige Beschwerdefiihrer, ein Staatsangehériger der Russischen Féderation, wurde am XXXX in Osterreich
geboren und stellte am 09.12.2011 durch seine Mutter XXXX als gesetzliche Vertreterin gegenstandlichen Antrag auf
Gewahrung von internationalem Schutz.

Dazu gab die Mutter des Beschwerdefuhrers mittels Schreiben vom 19.12.2011 an, dass der Beschwerdefiihrer keine
eigenen Fluchtgrinde habe.

Mit Bescheid vom 22.12.2011, FZ. 11 14.787-BAL, hat das Bundesasylamt den Antrag auf internationalen Schutz
bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt 1.)
und den Antrag gemalR§ 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 bezlglich der Zuerkennung des Status der subsididr
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Foderation abgewiesen (Spruchpunkt I1.). Gemal3 § 10
Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 wurde der Beschwerdeflhrer aus dem Osterreichischen Bundesgebiet in die Russische
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Foderation ausgewiesen (Spruchpunkt I11.).

Gegen diesen am 23.12.2011 zugestellten Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 29.12.2011 fristgerecht Beschwerde
erhoben. In dieser Beschwerde wird inhaltlich nur auf die Ausfiihrungen der Eltern verwiesen.

Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 02.08.2012, ZI. D12 423771-1/2012/4E, wurde der bekampfte Bescheid
behoben und die Angelegenheit gemalR § 66 Abs. 2 AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen
Bescheides an das Bundesasylamt zurtickverwiesen.

Begrindet wurde dies wie folgt: Da der minderjahrige BeschwerdefUhrer im gesamten Verfahren keine eigenen
Fluchtgriinde vorgebracht habe, sondern sich - vertreten durch seine Mutter als gesetzliche Vertreterin - auf die
Fluchtgriinde des Vaters gestltzt habe, die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz durch das
Bundesasylamt mit derselben Begriindung erfolgte wie die Abweisung des Antrages der Mutter zur Fz. 11 05.198-BAL,
und der Beschwerde der Mutter des Beschwerdeflhrers mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag, GZ.
D12 421209-1/2011/6E, insofern stattgegeben worden sei, dass die Angelegenheit gema38 66 Abs. 2 AVG zur
neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurlickverwiesen worden sei,
sei im Sinne des § 34 AsylG 2005 (Familienverfahren) dem gegenstandlichen erstinstanzlichen Bescheid die rechtliche
Grundlage entzogen worden. Um die von 8 34 Abs. 4 AsylG geforderte einheitliche Entscheidung hinsichtlich samtlicher
Familienangehoriger sicherzustellen, sei daher auch der vorliegende Bescheid gemaR § 66 Abs. 2 AVG (iVm § 34 Abs. 4

AsylG) zu beheben gewesen.

Am 20.12.2012 wurde die Mutter des Beschwerdeflihrers vom Bundesasylamt, AuBBenstelle Linz, im Beisein eines
geeigneten Dolmetschers fur die russische Sprache niederschriftlich einvernommen und gab unter anderem an, dass
der Beschwerdefihrer gesund sei. Die Mutter habe keinen Pass, lege aber den Pass ihres Mannes, zwei
Geburtsurkunden der Kinder, ihre Scheidungsurkunde, Heiratsurkunde sowie Versicherungsurkunden der Kinder vor.

Eigene Asylgrinde fur den Beschwerdeflihrer wurden nicht geltend gemacht.

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 08.01.2013, Fz. 11 14.787-BAL, wurde der Antrag auf internationalen Schutz
des BeschwerdefUhrers bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 8 3 Abs. 1iVm 8 2 Abs. 1 Z
13 AsylG 2005, idgF, abgewiesen (Spruchpunkt I.) und der Antrag bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Foderation gemaR 8 8 Abs. 1 AsylG abgewiesen
(Spruchpunkt I1.). Gemal3 8 10 Abs. 1 AsylG wurde der Beschwerdeflhrer aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet in die

Russische Foderation ausgewiesen (Spruchpunkt l11.).

Dagegen wurde mit fur samtliche Familienmitglieder gleichlautendem Schriftsatz vom 15.01.2013 fristgerecht

Beschwerde wegen Mangelhaftigkeit des Verfahrens und Rechtswidrigkeit des Inhaltes erhoben.

II. Der Asylgerichtshof hat dazu erwogen:

1. Der Beschwerdefiihrer ist der minderjahrige Sohn des Beschwerdeflhrers zu D12 421208-2/2013 und der
Beschwerdefihrerin zu D12 421209-2/2013, deren Beschwerden der Asylgerichtshof jeweils mit Erkenntnis vom
heutigen Tag gemal? 88 3, 8, 10 AsylG 2005 abgewiesen hat. Der minderjahrige Beschwerdeflhrer selbst ist keiner wie

immer gearteten Verfolgung in seinem Herkunftsstaat ausgesetzt.

2. Diese Feststellungen ergeben sich aus den Asylakten des minderjahrigen Beschwerdeflhrers und seiner Eltern. Im
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Ubrigen wird auf die (die Eltern betreffenden) Erkenntnisse des Asylgerichtshofes verwiesen. Da das Fluchtvorbringen
der Eltern des Beschwerdefiihrers bereits als unglaubwirdig gewertet wurde, ist davon auszugehen, dass das
gleichartige Fluchtvorbringen des Beschwerdeflhrers ebenfalls unglaubwtrdig ist.

3. Wie schon das Bundesasylamt festgestellt hat, liegt ein Familienverfahren gemaf3s 34 AsylG 2005 vor.

Mitglieder der Kernfamilie gemaR 8 2 Abs. 1 Z 22 AsylG 2005 sind:

XXXX

XXXX

XXXX

XXXX

4. Rechtlich ergibt sich Folgendes:

Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz Uber die Gewahrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005 idF BGBL. | Nr.
100/2005) und ist somit auf alle ab diesem Zeitpunkt gestellten Asylantrédge anzuwenden.

Gemal § 28 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 2008 in Kraft. Gleichzeitig tritt
das Bundesgesetz Uber den unabhangigen Bundesasylsenat - UBASG, BGBI. | Nr. 77/1997, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I. Nr. 100/2005, aul3er Kraft.

Mit 1. Juli 2008 entscheidet der Asylgerichtshof gemaR Art. 129c Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, BGBI. Nr. 1/1930,
idgF, in Verbindung mit 8 61 Abs. 1 Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100, in der geltenden Fassung in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 oder 3a leg. cit. vorgesehen ist, durch Einzelrichter tber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes.

Durch Einzelrichter/Einzelrichterin entscheidet der Asylgerichtshof gemalR8 61 Abs. 3 Z 1 AsylG 2005 ausnahmslos
Uber Beschwerden gegen zurtickweisende Bescheide

a) wegen Drittstaatssicherheit gemal3 § 4 leg. cit.;

b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemal3 8 5 leg. cit. sowie


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/34
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/2
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/61

c) wegen entschiedener Sache gemal3 § 68 Abs. 1 AVG.

Der Asylgerichtshof entscheidet weiters durch Einzelrichter Uber die RechtmaRigkeit der Aufhebung des
Abschiebeschutzes im Rahmen der Uberpriifung geméaR § 41a AsylG 2005.

Eine mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung fallt gemafl3 8 61 Abs. 3 Z 2 leg. cit. ebenfalls in die Kompetenz
des/der zustandigen Einzelrichters/ Einzelrichterin.

Im vorliegenden Fall handelt es sich um ein Rechtsmittelverfahren gegen einen abweisenden Bescheid. Daher ist das
Verfahren des Beschwerdefihrers von dem nach der Geschaftsverteilung zustandigen Senat des Asylgerichtshofes zu
fahren.

GemaR § 23 AsylGHG sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100, nichts anderes ergibt, auf das
Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG,
BGBI. Nr. 51, mit der MalRgabe sinngemall anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff
"Beschwerde" tritt.

GemaR 8§ 66 Abs. 4 AVG hat die Berufungsbehérde, sofern die Berufung nicht als unzuldssig oder verspatet
zuruickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich
der Begrindung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehérde zu setzen und den angefochtenen Bescheid
nach jeder Richtung abzuandern.

8 34 Abs. 1 AsylG lautet:

"Stellt ein Familienangehoriger (8 2 Z 22) von

1. einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist;

2. einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (§ 8) zuerkannt worden ist oder

3. einem Asylwerber einen Antrag auf internationalen Schutz,

gilt dieser als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.

Gemald Abs. 2 leg. cit. hat die Behdrde aufgrund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der
Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehorigen mit Bescheid den Status eines
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Artikel 8 EMRK

mit dem Familienangehdrigen in einem anderen Staat nicht moglich ist.

Gemall Abs. 3 leg. cit. hat die Behorde aufgrund eines Antrages eines im Bundesgebiet befindlichen
Familienangehorigen eines Fremden, dem der Status des subsididar Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, mit
Bescheid den Status eines subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, es sei denn,
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1. dass die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Artikel 8 EMRK mit dem Angehdrigen in einem
anderen Staat moglich ist, oder

2. dem Asylwerber der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen ist.

Gemal} Abs. 4 leg. cit. hat die Behdrde Antrage von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu prifen; die
Verfahren sind unter einem zu fihren, und es erhalten alle Familienangehorigen den gleichen Schutzumfang.
Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsididar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrage waren als unzulassig zurtickzuweisen
oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhalt einen gesonderten Bescheid.

Familienangehorige sind gemaR§ 2 Z 22 AsylG, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum
Zeitpunkt der Antragstellung unverheiratetes minderjahriges Kind eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der
Status des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Familiengemeinschaft
bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat.

Entscheidungsrelevante Tatbestandsmerkmale sind "die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des
Art. 8 EMRK" und der Umstand, dass dieses Familienleben mit dem Angehdrigen in einem anderen Staat nicht

zumutbar ist.

Bei dem Begriff "Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK" handelt es sich nach gefestigter Ansicht der
Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention (vgl. EGMR, Urteil vom 13.06.1997, Fall
MARCKYX, Ser. A, VOL. 31, Seite 14, § 31).

Nach dem obzitierten EGMR-Urteil sind sowohl die Beziehungen der Eltern untereinander, als auch jeweils jener Kinder
durch Art. 8 EMRK geschiitzte familiare Bande. Bei einer diesbezlglichen Familie ergeben sich die von der EMRK-
Rechtsprechung zusatzlich geforderten engen Bindungen der Familienmitglieder untereinander aus ihrem alltaglichen
Zusammenleben, gemeinsamer Sorge und Verantwortung fUreinander, sowie finanzieller und anderer Abhangigkeit.

Diese Voraussetzungen sind im gegenstandlichen Fall nicht erfullt, da keiner der anderen Familienangehdrigen der
Kernfamilie glaubhafte Grinde fir seinen Antrag auf internationalen Schutz vorgebracht hat und deshalb diesen aus
eigenen Grunden die Flichtlingseigenschaft nicht zuerkannt werden konnte. Ebenso wenig konnte den anderen
Familienangehdrigen subsididrer Schutz zuerkannt werden.

Es bleibt zu prifen, ob dem BeschwerdeflUhrer aus eigenen Grinden die Flichtlingseigenschaft bzw. subsidiarer

Schutz zuerkannt werden kann.

Zu Spruchteil | des angefochtenen Bescheides:

Gemal § 3 Abs. 1 AsylG hat die Behdrde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewahren, wenn glaubhaft ist,
dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1, Abschnitt A, Z. 2 der Genfer Flichtlingskonvention) droht und keiner
der in Art. 1 Abschnitt C oder F der Genfer Fluchtlingskonvention genannten Endigungs- oder Ausschlussgrinde
vorliegt.
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Fluchtling im Sinne des Asylgesetzes ist, wer aus wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion,
Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden,
sich auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist,
sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstande aul3erhalb des
Landes seines gewohnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt
ist, in dieses Land zurtckzukehren.

Zentrales Element des Fluchtlingsbegriffs ist die "wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung".

Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter
Berucksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB. VwGH 22.12.1999, 99/01/0334;
21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in
einer konkreten Situation tatsachlich furchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation
(aus Konventionsgrinden) flrchten wirde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher
Intensitat in die zu schitzende persénliche Sphare des einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der
Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Ruckkehr in
das Land des vorigen Aufenthaltes zu begrinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegrindeten Furcht in
engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegriindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann
anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maf3geblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Moglichkeit einer
Verfolgung genlgt nicht. (YwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011).

Fur eine "wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung" ist es nicht erforderlich, dass bereits Verfolgungshandlungen gesetzt
worden sind; sie ist vielmehr bereits dann anzunehmen, wenn solche Handlungen zu befirchten sind (VwGH
26.2.1997, 95/01/0454, 09.04.1997, ZI. 95/01/055), denn die Verfolgungsgefahr - Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung
- bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse (vgl. VwGH 18.4.1996, 95/20/0239; 16.02.2000, ZI.99/01/0397), sondern
erfordert eine Prognose. Verfolgungshandlungen die in der Vergangenheit gesetzt worden sind, kénnen im Rahmen
dieser Prognose ein wesentliches Indiz fur eine Verfolgungsgefahr sein (vgl. VwGH 09.03.1999, 98/01/0318).

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Grinde haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VwWGH
09.09.1993, 93/01/0284; 15.03.2001, 99/20/0128); sie muss Ursache daflr sein, dass sich der Asylwerber aul3erhalb
seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem
Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewohnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein (VWGH 16.06.1994, 94/19/0183,
18.02.1999, 98/20/0468).

Relevant kann daruber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung vorliegen, auf
diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit mal3geblicher
Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention genannten Grinden zu
befirchten habe (VwWGH 19.10.2000, 98/20/0233).

Fuar den (minderjahrigen) Beschwerdefuhrer wurden keine eigenen Fluchtgriinde festgestellt. Da die von den Eltern des
Beschwerdefiihrers vorgebrachten Fluchtgriinde, die auch fur den Beschwerdefuhrer gelten, als unglaubwurdig
gewertet wurden, waren auch die gleichartigen Fluchtgriinde des Beschwerdefihrers als unglaubwurdig zu werten. Die
Voraussetzungen fur die Zuerkennung von internationalem Schutz, namlich die Gefahr einer aktuellen Verfolgung aus
einem der in der GFK genannten Grinde, liegen daher nicht vor.


https://www.jusline.at/entscheidung/56574
https://www.jusline.at/entscheidung/52864
https://www.jusline.at/entscheidung/52693
https://www.jusline.at/entscheidung/52864
https://www.jusline.at/entscheidung/52693
https://www.jusline.at/entscheidung/68152
https://www.jusline.at/entscheidung/72111
https://www.jusline.at/entscheidung/56139
https://www.jusline.at/entscheidung/59607
https://www.jusline.at/entscheidung/84076
https://www.jusline.at/entscheidung/52207
https://www.jusline.at/entscheidung/80518
https://www.jusline.at/entscheidung/59814
https://www.jusline.at/entscheidung/53629

Somit war die Beschwerde gegen Spruchpunkt | des Bescheides des Bundesasylamtes abzuweisen.

Zu Spruchteil Il des angefochtenen Bescheides:

Wird der Antrag auf internationalen Schutz eines Fremden in Bezug auf die Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten abgewiesen, ordnet8 8 Abs. 1 AsylG an, dass dem Fremden der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen ist, wenn eine mogliche Zurlckweisung, Zurtckschiebung oder Abschiebung des
Fremden in seinen Herkunftsstaat fur ihn eine reale Gefahr einer Verletzung in seinem Recht auf Leben (Art. 2 EMRK
iVm den Protokollen Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die
Abschaffung der Todesstrafe oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten Gber
die vollstandige Abschaffung der Todesstrafe) oder eine Verletzung in seinem Recht auf Schutz vor Folter oder
unmenschlicher Behandlung oder erniedrigender Strafe oder Behandlung (Art. 3 EMRK) oder fur den Fremden als
Zivilperson eine reale Gefahr einer ernsthaften individuellen Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit seiner
Person infolge willkurlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konfliktes mit

sich bringen wirde.

Der Asylgerichtshof hat somit zu kldren, ob im Falle der Verbringung des Asylwerbers in sein Heimatland Art. 2 EMRK
(Recht auf Leben), Art. 3 EMRK (Verbot der Folter) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der

Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt wirde.

Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete Gefahr ("a sufficiently real
risk") moglicher Konsequenzen fiir den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. etwa VwWGH vom 19.02.2004, ZI.
99/20/0573, mwN auf die Judikatur des EGMR). Es mussen stichhaltige Grinde fur die Annahme sprechen, dass eine
Person einem realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wdre und es mussen konkrete
Anhaltspunkte dafur vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wiirde. Die
bloRe Mdéglichkeit eines realen Risikos oder Vermutungen, dass der Betroffene ein solches Schicksal erleiden kénnte,

reichen nicht aus.

Nach der Judikatur des EGMR obliegt es der betroffenen Person, die eine Verletzung von Art. 3 EMRK im Falle einer
Abschiebung behauptet, so weit als moglich Informationen vorzulegen, die den innerstaatlichen Behérden und dem
Gerichtshof eine Bewertung der mit einer Abschiebung verbundenen Gefahr erlauben (vgl. EGMR vom 05.07.2005 in
Said gg. die Niederlande). Bezlglich der Berufung auf eine allgemeine Gefahrensituation im Heimatstaat, hat die
betroffene Person auch darzulegen, dass ihre Situation schlechter sej, als jene der Gbrigen Bewohner des Staates (vgl.
EGMR vom 26.07.2005 N. gg. Finnland).

Das Vorliegen eines tatsachlichen Risikos ist von der Behorde im Zeitpunkt der Entscheidung zu prufen (vgl. EGMR vom

15.11.1996 in Chahal gg. Vereinigtes Konigsreich).

Gemal} der Judikatur des VwWGH erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsachlichen Risikos eine ganzheitliche
Bewertung der Gefahr an dem fur die Zulassigkeit aufenthaltsbeendender MalRnahmen unter dem Gesichtspunkt des
Art. 3 EMRK auch sonst gultigen MaRstab des "real risk", wobei sich die Gefahrenprognose auf die persénliche
Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat (vgl. VwWGH vom
31.03.2005, ZI.2002/20/0582,  ZI.2005/20/0095). Dabei kann bei der Prifung von auBerhalb staatlicher
Verantwortlichkeit liegender Gegebenheiten nur dann in der AuBBerlandesschaffung des Antragsstellers eine Verletzung
des Art. 3 EMRK liegen, wenn aulRergewdhnliche, exzeptionelle Umstande, glaubhaft gemacht sind (vgl. EGMR, Urteil
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vom 06.02.2001, Beschwerde Nr. 44599/98, Bensaid v United Kingdom; VwWGH 21.08.2001, ZI. 2000/01/0443). Ob die
Verwirklichung der im Zielstaat drohenden Gefahren eine Verletzung des Art. 3 EMRK durch den Zielstaat bedeuten
wurde, ist nach der Rechtsprechung des EGMR nicht entscheidend.

GemalR § 8 Abs. 3 AsylG sind Antrége auf internationalen Schutz bezuglich der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11 AsylG) offen steht.

§ 8 Abs. 3iVm 8 11 Abs. 1 AsylG beschrankt den Prufungsrahmen auf den Teil des Herkunftsstaates des Antragstellers,
in dem fur den Antragsteller keine begrindete Furcht vor Verfolgung und keine tatsachliche Gefahr, einen ernsthaften
Schaden zu erleiden, besteht. GemaR 8 1 Abs. 1 Z 17 AsylG ist unter dem Herkunftsstaat der Staat zu verstehen,
dessen Staatsangehdrigkeit der Fremde besitzt oder im Falle der Staatenlosigkeit, der Staat seines fruheren
gewodhnlichen Aufenthaltes.

Die Gefahr muss sich daher auf das gesamte Staatsgebiet beziehen, die drohende MafBnahme muss von einer
bestimmten Intensitat sein und ein Mindestmald an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Art. 3
EMRK zu gelangen.

Der Verwaltungsgerichtshof hat in standiger Rechtsprechung erkannt, dass der Antragsteller das Bestehen einer
aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten Bedrohung der relevanten Rechtsguter glaubhaft zu machen
hat, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffende, durch
entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerte Angaben darzutun ist (vgl. VWGH vom 26.06.1997, ZI. 95/18/1291).
Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstande, die in der Sphare des
Asylwerbers gelegen sind und deren Kenntnis sich die Beh&rde nicht von Amts wegen verschaffen kann.

Den Fremden trifft somit eine Mitwirkungspflicht, von sich aus das fur eine Beurteilung der allfdlligen Unzulassigkeit
der Abschiebung wesentliche Tatsachenvorbringen zu erstatten und dieses zumindest glaubhaft zu machen.
Hinsichtlich der Glaubhaftmachung des Vorliegens einer Gefahr ist es erforderlich, dass der Fremde die fur diese ihm
drohende Behandlung oder Verfolgung sprechenden Griinde konkret und in sich stimmig schildert und, dass diese
Grinde objektivierbar sind.

Es besteht kein Hinweis auf derartige Umstdnde, die eine Abschiebung unzuldssig machen kdnnten. Da der
BeschwerdefUhrer, wie unter Spruchpunkt | ausgefihrt, keine asylrelevanten Verfolgungshandlungen glaubhaft
machen konnte, ist nicht davon auszugehen, dass ihm aus den von ihm vorgebrachten Ausreisegrinden mit
maRgeblicher Wahrscheinlichkeit Ubergriffe drohen, die die von Art. 3 EMRK geforderte Intensitat erreichen.

Im gesamten Verfahren haben sich keine Hinweise, welche die Zuerkennung des Status dessubsidiar
Schutzberechtigten auf den Beschwerdeflhrer ergeben und wurden solche auch in der Beschwerde nicht behauptet.
Es liegen also keine Umstdnde vor, welche einer Ruckfihrung in den Herkunftsstaat entgegenstehen wirden.

Der Beschwerdeflhrer hat sohin kein Vorbringen erstattet, welches die Annahme rechtfertigen kdnnte, dass ihm in der
Russischen Fdderation mit malgeblicher Wahrscheinlichkeit die Gefahr einer Art. 3 EMRK widersprechenden
Behandlung drohen wiirde.
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Der Beschwerdefuhrer hat schlieBlich auch weder eine lebensbedrohende Erkrankung noch einen sonstigen auf seine
Person bezogenen "aulBergewdhnlichen Umstand" behauptet oder bescheinigt, der ein Abschiebungshindernis im
Sinne von Art. 3 EMRK iVm 8 8 Abs. 1 AsylG darstellen kénnte.

Davon, dass praktisch jedem, der in die Russische Foderation abgeschoben wird, Gefahr fur Leib und Leben in einem
MaBe drohen, dass die Abschiebung im Lichte des Art. 3 EMRK unzulassig erschiene, kann aufgrund der vom

Bundesasylamt getroffenen Feststellungen nicht die Rede sein.

Der erstinstanzliche Ausspruch in Spruchteil Il. des angefochtenen Bescheides war deshalb zu bestatigen.

Zu Spruchteil lll des angefochtenen Bescheides:

GemaR § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 idgF ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird und kein Fall
der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt.

Gemal 8 10 Abs. 2 AsylG sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzuldssig, wenn

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden.

Dabei sind insbesondere zu berlcksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;

b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;

c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;

f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoRe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;
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h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

i) die Frage ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

Nach & 10 Abs. 3 leg. cit. ist dann, wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des
Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen wiirde und diese nicht von Dauer sind, gleichzeitig mit
der Ausweisung auszusprechen, dass die Durchfihrung fir die notwendige Zeit aufzuschieben ist.

Nach § 10 Abs. 4 leg. cit. gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemald Abs. 1 Z 1 verbunden ist, stets auch
als Feststellung der Zulassigkeit der Zurickweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat.
Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzulglich auszureisen.

Nach § 10 Abs. 5 leg. cit. ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemal3 § 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer Ausweisung ist
nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht,
die ihrem Wesen nach nicht bloB voribergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung
schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsbirger oder Personen, die
Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88
51 ff NAG) verfugen, unzulassig ware.

Nach 8 10 Abs. 6 leg. cit. bleiben Ausweisungen nach Abs. 1 binnen 18 Monaten ab einer Ausreise aufrecht.

Wird eine Ausweisung durchsetzbar, so gilt sie nach 8 10 Abs. 7 leg. cit. als durchsetzbare Ruckkehrentscheidung nach
dem Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), BGBI. | Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig
auszureisen. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Ruckkehrverbot erlassen
wurde und fur die Falle einer zurtckweisenden Entscheidung gemal § 5 AsylG 2005 oder 8 68 AVG sowie wenn eine
Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaR § 38 durchfuhrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich

auszureisen.

Nach § 10 Abs. 8 leg. cit. ist mit Erlassung der Ausweisung der Fremde Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder
fristgerechten Ausreise und gegebenenfalls Uber die Moglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fur die
freiwillige Ausreise bei der ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehérde (8 55a FPG) zu informieren, insbesondere auf
Riickkehrhilfe, sowie auf mogliche fremdenpolizeiliche MaRnahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (8 46

FPG) hinzuweisen.

Gemal Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung
und seines Briefverkehrs. Der Eingriff einer 6ffentlichen Behdrde in Austbung dieses Rechts ist gemal Art. 8 Abs. 2
EMRK nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaBnahme darstellt, die in einer
demokratischen Gesellschaft fir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der

Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.
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Zu den in der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK
entwickelten Grundsatzen zahlt unter anderem auch, dass das durch Art. 8 EMRK gewahrleistete Recht auf Achtung

des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt.

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjahrigen)
Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine
gewisse Intensitat erreichen. Als Kriterien hierfur kommen etwa das Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes oder die
Gewahrung von Unterhaltsleistungen in Betracht. In der bisherigen Spruchpraxis der StraSburger Instanzen wurden
als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schitzende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und GroR3eltern
(EGMR 13.6.1979, Marckx, EUGRZ 1979, 458; s. auch EKMR 7.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EUGRZ 1983, 19), zwischen
Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B 8986/80, EUGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten
(EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 5.7.1979, B 8353/78,
EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensitat vorliegt (vgl. Baumgartner, 0JZ 1998, 761;
Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensitat wurde von der Kommission auch ftir die
Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215).

Wie der Verfassungsgerichtshof (VfGH) bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, ZI.B 328/07 und ZI.B 1150/07,
dargelegt hat, sind die Behorden stets dazu verpflichtet, das 6ffentliche Interesse an der Aufenthaltsbeendigung gegen
die persénlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Osterreich am MaRstab des Art. 8 EMRK
abzuwagen, wenn sie eine Ausweisung verfligt. In den zitierten Entscheidungen wurden vom VfGH auch
unterschiedliche - in der Judikatur des Europaischen Gerichtshofes fur Menschenrechte (EGMR) fallbezogen entwickelte
- Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen Interessenabwagung zu beachten sind und
als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu fihren kénnen, dass Art. 8 EMRK einer Ausweisung entgegen steht:

die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben gekntipft wird (EGMR 31.01.2006, Rodrigues da
Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, OJZ 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562; 16.09.2004, Ghiban, ZI. 11103/03, NVwZ 2005,
1046),

das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EUGRZ
1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, ZI. 50963/99, OJZ 2003, 344; 22.04.1997, X, Y und Z, ZI. 21830/93, OJZ 1998, 271) und
dessen Intensitat (EGMR 02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00),

die Schutzwurdigkeit des Privatlebens,

den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Adam, ZI. 43359/98, EuGRZ 2002, 582;
09.10.2003, Slivenko, ZI. 48321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.06.2005, Sisojeva, ZI. 60654/00, EUGRZ 2006, 554; vgl. auch
VwGH 05.07.2005, ZI. 2004/21/0124; 11.10.2005, Z1.2002/21/0124),

die Bindungen zum Heimatstaat,

die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch VerstoRe gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der
offentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, ZI. 61292/00), sowie
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auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 05.09.2000, Solomon, ZI.
44328/98; 31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, O)Z 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562; 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07).

In Osterreich befinden sich die Eltern sowie die Schwester des minderjahrigen Beschwerdefihrers, die ebenfalls
Asylwerber sind und ebenfalls ausgewiesen wurden.

Der Beschwerdefiihrer verfligt somit, abgesehen von seinen Eltern und der Schwester, weder Uber sonstige Verwandte
noch Uber sonstige familidre Bindungen in Osterreich, im Bereich der EU, in Norwegen oder in Island. Folglich liegt kein
vom Schutz des Art. 8 EMRK umfasster Familienbezug zu einer dauernd aufenthaltsberechtigten Person in Osterreich

vor.

Zu einem bestehenden Privatleben des Beschwerdefihrers ist Folgendes auszufihren: Der Beschwerdefuhrer wurde
im November 2011 in Osterreich geboren und stellte einen unbegriindeten Antrag auf internationalen Schutz, wobei
sich dieser Aufenthalt nur auf ein auf das Asylverfahren beschranktes Aufenthaltsrecht nach dem AsylG 2005 gestutzt
hat, das aus einem letztlich als unberechtigt erkannten Antrag auf internationalen Schutz abgeleitet wurde. Allein der
Aufenthalt im Bundesgebiet seit November 2011 kann aber einen Verbleib des Beschwerdefihrers und seiner Familie
in Osterreich nicht rechtfertigen, zumal der Beschwerdefiihrer mit eineinhalb Jahren in einem anpassungsfahigen Alter
ist und in Begleitung seiner Eltern und seiner Schwester in die Russische Foderation zurtckkehren wird, wodurch eine
Eingliederung in den Herkunftsstaat erleichtert wird. Im gegenstandlichen Fall Gberwiegt eindeutig das - in der in8 10
Abs. 1 AsylG zwingend vorgesehenen Ausweisung von Asylwerbern zum Ausdruck kommende - 6ffentliche Interesse,
eine Uber die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung von Personen, die sich bisher blof3
aufgrund ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern (siehe VWGH vom 17.12.2007, Zlen.
2006/01/0216 bis 0219 mwN).

Es war unter Berticksichtigung aller bekannten Umstande die Beschwerde gegen Spruchpunkt lll. des angefochtenen

Bescheides - in der im Spruch genannten Form - ebenfalls abzuweisen.

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.

Schlagworte

anpassungsfahiges Alter, Ausreiseverpflichtung, Ausweisung, Familienverfahren, Interessensabwagung, non
refoulement, vorlaufige Aufenthaltsberechtigung
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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